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Ratsantrag

Der Ratsantrag A-R/0020/2023 vom 02. Mai 2023 zielt auf die Umsetzung eines wissenschaftlich be-
gleiteten Modellprojektes zur kontrollierten Cannabisabgabe an Erwachsene ab. Die Stadtverwaltung
Munster wird beauftragt, die rechtlichen und organisatorischen Voraussetzungen zu prifen, um unter
Einbeziehung lokaler Akteur*innen sowie Einbindung von Sucht- und Jugendhilfe ein tragfahiges
Konzept zu erarbeiten und eine Bewerbung als offizielle Modellregion auf den Weg zu bringen. Die
inhaltliche Ausrichtung des Antrags fokussiert sich auf den Gesundheits- und Jugendschutz. Durch
staatliche Qualitatskontrollen und eine wissenschaftliche Begleitung soll der Schwarzmarkt effektiv
verdrangt und der Ubergang zu einer modernen, praventionsorientierten Drogenpolitik eingeleitet
werden. Der Antrag knupft dabei an ein friheres Vorhaben der Stadt Minster aus dem Jahr 2015 an,
dessen konkreter Umsetzungsversuch im Jahr 2017 jedoch noch vom Bundesinstitut fir Arzneimittel
und Medizinprodukte (BfArM) abgelehnt wurde.

Konsumcannabisgesetz (KCanG)

Das deutsche Cannabisgesetz basiert grundlegend auf dem im April 2023 vorgestellten Zwei-Saulen-
Modell der damaligen Bundesregierung.

Die ursprungliche Planung sah eine umfassende, kontrollierte Legalisierung von Cannabis vor, die
aus volker- und europarechtlichen Griinden in ein Zwei-Saulen-Modell aufgeteilt wurde. Da eine so-
fortige bundesweite, rein kommerzielle Freigabe gegen das Schengener Abkommen sowie das UN-
Einheitsabkommen Uber Suchtstoffe verstol’en hatte, sollte die sogenannte ,Saule 2“ den rechtssi-
cheren Ubergang ebnen. Geplant war, Uber zeitlich und regional begrenzte wissenschaftliche Modell-
projekte in ausgewahlten Landkreisen und Stadten den Verkauf von Konsumcannabis Uber staatlich
lizenzierte Fachgeschéafte an volljahrige Einwohner*innen zu testen. Ziel dieses Ansatzes war es, die
konkreten Auswirkungen kommerzieller Lieferketten auf den Jugendschutz, die offentliche Gesund-
heit und den Schwarzmarkt Gber einen Zeitraum von funf Jahren wissenschaftlich zu evaluieren.
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Mit dem im Fruhjahr 2024 in Kraft getretenen KCanG wurde jedoch vorerst nur die ,Saule 1“ realisiert.
Diese beschrankt sich auf eine strikt nicht-kommerzielle Teillegalisierung durch privaten Eigenanbau
und Anbauvereinigungen. Ein kommerzieller Verkauf in Fachgeschaften oder Apotheken wurde im
aktuellen KCanG nicht verankert.

Die geplanten kommunalen Modellprojekte befinden sich daher zurzeit in einer rechtlich und politisch
aulerst schwierigen Situation, die eine Umsetzung nahezu unmdglich macht. Zwar wurde Uber den
wissenschaftlichen Forschungsparagrafen (§ 2 Abs. 4 KCanG) und die nachfolgende Konsumcanna-
bis-Wissenschafts-Zustandigkeitsverordnung (KCanWissZustV) ein theoretischer Rahmen fur wis-
senschaftliche Vorhaben geschaffen, in der Praxis scheitern diese jedoch an der zustandigen Ge-
nehmigungsbehdrde. Die Bundesanstalt fur Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) vertritt die restriktive
Rechtsauffassung, dass das aktuelle KCanG keine ausreichende Rechtsgrundlage bietet, um den
Verkauf in Fachgeschaften — auch nicht zu Forschungszwecken — zu erlauben, weshalb die rund 60
bisher eingereichten Projektantrage konsequent abgelehnt wurden. Verscharft wird diese Auffassung
durch den politischen Kurswechsel im Bund. Die aktuelle Bundesregierung steht dem KCanG grund-
legend kritisch gegenuber. Vor dem Hintergrund anhaltender Debatten Uber den Jugendschutz und
die tatsachliche Einddmmung des Schwarzmarktes wird in den politischen Gremien bereits eine voll-
standige Ricknahme oder ein weitreichender Riickbau des Gesetzes diskutiert, wodurch den Modell-
projekten jeglicher politische Ruckhalt fir erforderliche Nachbesserungen fehlt.

Fir die Stadt Mlnster hat dies zur Folge, dass die Begleitung eines Modellprojektes im Rahmen des
Ratsantrages A-R/0020/2023 aktuell nicht realisierbar ist. Dies nimmt die Verwaltung zum Anlass, die
politischen Gremien Uber die aktuelle Sachlage zu informieren.

Angedachtes Modellvorhaben

Im Gesundheits- und Veterindramt der Stadt Munster sind verschiedene Anfragen zur Beteiligung an
Modellprojekten eingegangen. Nach einer intensiven und sorgfaltigen Prifung wurde festgelegt, dass
seitens der Stadt Munster ausschlief3lich ein non-profit ausgerichtetes Projekt begleitet werden sollte.
Das wissenschaftliche Modellvorhaben des Verein Cannabis Forschung Deutschland e. V., das in
Kooperation mit dem Zentrum flr Interdisziplinare Suchtforschung des Universitatsklinikums Ham-
burg-Eppendorf (ZIS) sowie dem Institut fir interdisziplinare Sucht- und Drogenforschung (ISD) ge-
plant war, wurde fir diesen Zweck ausgewahlt.

Das ausgewahlte Vorhaben erflllte die Bedingung, dass sowohl die vollstandige Durchfuhrung als
auch die wissenschaftliche Evaluation autark durch den Antragsteller erfolgen wirden. Darlber hin-
aus sah das Konzept vor, etwaige erwirtschaftete Uberschiisse zweckgebunden an die Stadt Miinster
zu spenden, um lokale Praventionsaktivitaten zu starken. Auch die Zusammenarbeit mit dem renom-
mierten Universitatsklinikum Hamburg-Eppendorf, welches als Verbundkoordinator die offizielle E-
KOCAN-Studie zur wissenschaftlichen Evaluation des KCanG im Auftrag der Bundesregierung durch-
fahrt, stellte ein wesentliches Entscheidungskriterium dar.

Andere eingegangene Projektvorschlage verfolgten hingegen kommerzielle Interessen und erflllten
damit nicht die Voraussetzungen fir eine Beteiligung der Stadt Minster.

Die Stadt Munster hatte dem Verein Cannabis Forschung Deutschland e.V. einen Letter of Intent
ausgestellt und damit das grundsatzliche Interesse an einer Teilnahme am wissenschaftlichen Mo-
dellprojekt zur kontrollierten Abgabe von Konsumcannabis bekundet. Die Rolle der Stadt hatte in ei-
ner lokalen Koordination und der Bereitstellung kommunaler Ansprechpartner*innen gelegen, insbe-
sondere zur Vernetzung relevanter Institutionen und zur Begleitung der lokalen Informationsarbeit.
Eine operative Umsetzung oder finanzielle Beteiligung durch die Stadt ware nicht vorgesehen gewe-
sen.

Durch eine Teilnahme an dem Projekt hatte die Stadt Munster dazu beitragen kénnen, eine belastba-
re Datenbasis zur Wirkung und Akzeptanz der kontrollierten Abgabe von Konsumcannabis zu schaf-
fen, die kommunale Gesundheitspravention weiterzuentwickeln, den illegalen Handel einzuddmmen
und von den Erfahrungen anderer beteiligter Kommunen zu profitieren.
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Der Projektantrag des Verein Cannabis Forschung Deutschland e. V. wurde von der BLE ebenfalls
negativ beschieden und befindet sich auf Initiative des Antragstellers aktuell im Widerspruch.

Fazit

Eine erfolgreiche Realisierung eines Modellprojektes ist vor dem Hintergrund der bestehenden recht-
lichen Hurden und der restriktiven Genehmigungspraxis auf Bundesebene derzeit als unwahrschein-
lich einzustufen. Zudem hat sich das politische Umfeld mafigeblich verandert, da die aktuelle Bundes-
regierung eine dezidiert kritische Haltung zum KCanG einnimmt und in den politischen Gremien auch
die vollstandige Rickabwicklung des Gesetzes diskutiert wird. Mangels einer realistischen Umset-
zungsperspektive sieht die Verwaltung den Ratsantrag A-R/0020/2023 daher als erledigt.

Ausblick

Sollte es wider Erwarten zu Gesetzesanpassungen im KCanG kommen und in diesem Rahmen der
Antrag des Verein Cannabis Forschung Deutschland e. V. zur Durchfiihrung eines wissenschaftlichen
Modellprojektes durch die BLE genehmigt werden, wird das Vorhaben erneut aufgegriffen und im
beschriebenen Rahmen bestmdglich begleitet.

Die Politik wird (iber den weiteren Verlauf sowie iiber relevante rechtliche Anderungen unaufgefordert
informiert.

In Vertretung

gez.

Cornelia Wilkens
Stadtratin

Anlagen:

Ratsantrag A-R/0020/2023

V/0374/2026



	SMC_BM_KW
	Datum
	Gremium
	Zuständig
	Beratungsfolge
	FAuswirkung
	Anlage
	FLD_SIDAT

